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An das 
Präsidium des Nationalrates 

Dr-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wien 
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Datum: 2 2. APR. 1991 

vertent ?_�._�.p.!!I .. mJ.d. 
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OO-Be-2511 Durchwahl 2288 16.4.1991 

Betreff: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, 
das Gehaltsgesetz 1956, das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948, das Nebengebühren­
zulagengesetz , das Landeslehrer-Dienstrechts­
gesetz 1984, das Land- und forstwi.rtschaft­
liehe Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, 
die Bundesforste-Dienstordnung 1986, das Land­
und Forsta:rbeiter-Dienstrechtsgesetz, das 
Eltern.-Karenzurlaubsgesetz, das Mutterschutz­
gesetz 1979, das Karenzurlaubsgeldgesetz und 
das Arbeitslosenversieherungsgesetz 1977 geän­
dert� 
St e l l u ngn ahme 

Der ÖSterreiehische ArbeiterkaImertag übersendet 25 Exarplare I seiner Stel­

lungnahrre zu dem im Betreff genannten Verordnungsentwurf zur gefälligen Infor­

mation. 

Der Präsident: Der Kan'lreramtsdirektor: 

�� iAfr� 
Beilagen 

Telegramme: Arbkammer Wien Telex 131690 
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Bundeskanzleramt 
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UnserQ Zeichen 
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Entwurf eines Bundesgesetze�, mit dem das 
Beamten-Dienst�echtsgesetz 1979, das Gehalts­
gesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 
1948, das NebengebUhrenzulagengesetz, das 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, das 
Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer­
Dienstrechtsgesetz 1985, die Bundesforste­
Dienstordnung 1986, das Land- und Forst-' 
arbeiter-Dienstrechtsgesetz, das Elterri­
Karenzurlaubsgesetz, das Mutterschutzgesetz 
1979, das Karenzurlaubsgeldgesetz und das, 
ArbeitslosehverSicherungsgesetz 1977 ge­
ändertwerdenj Stellungnahme 

ILdlJ:ll 

8.4. 1991 

Der Österreichische Arbeiterkammertag tritt für die nunmehr, vorges,ehe.rieEin­
führung d�r Teilzeitbeschäftigung fUr Bundesbeamte und beamtete Landes­

lehrer ein, wenngleich die Übertragung der Teilzeitbeschäftigungsregelungen 

des Karenzurlaubserweiterungsgesetzes auf die genannten Bedienstetengruppen 
nicht unbeträchtliche Übergangsschwierigkeiten und gehörigen Verwaltungs­
aufwand erwarten läßt. Für die Anwendung der Bestimmungen über die be­
günstigte Teilzeitbeschäftigung d,es MS�hG und EKUG auf die in einem öffent­
li�h-rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Bundesbediensteten,und Landes-, . 

lehrer sieht der Entwurf zwar bestimmte Anpassungen vor, ob diese aller-

felEtijrarnllle: A,bkammef Y.J'HfI lullt.). 1 J 11� J',) 
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ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

dings fUr die gesetzliche Handhabung als ausreichend und praktikabel zu 
betrachten sind, kann derzeit noch nicht beurteilt werden. 

Nach Meinung des Österreichischen Arbeiterkammertages wäre eine weitere 
Flexibilisierung der Teilzeitbeschäftigungsregelungen, insbesondere auch 

im Hinblt�k auf die M�glichkeit der Herabsetzung der Wochendienstzeit auf 
I 

die Hälfte durchaus vertretbar. Die Inanspruchnahme dieser Einrichtung 
auch für einen kUrzeren Zeitraum als auf die Dauer eines Jahres oder des 
Vielfachen eines Jahres k�nnte in vielen Fällen-als hilfreiche Lösung an­
gesehen werden und die Chancen auf die RUckkehr an denselben Arbeitsplatz 
nach verhältnismäßig kurzer Abwesenheit erh�hen. 

Der Österreichische Arbeiterkammertag ersucht abschließend, die Vorschläge 
u�d ÄnderungswUnsche der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst in die geplanten 
Regelungen einfließen zu lassen. 

Der Präsident: 
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Der Kammeramtsdirektor: 
i. V. 
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